
Bebauungsplan Nr. 120 
 
Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 BauGB 
 
1. Art der baulichen Nutzung 

1.1 Gewerbegebiet 

1.1.1 Gemäß § 1 Abs. 4 BauNVO wird das festgesetzte Gewerbegebiet nach der Art der 
Betriebe und Anlagen gegliedert und eingeschränkt (GE 1 bis GE 4). 
Die unzulässigen Betriebsarten sind im jeweiligen Teilgewerbegebiet entsprechend 
der Abstandsliste des Abstandserlasses 1998 (RdErl. d. Ministeriums für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft) festgesetzt. Unzulässig sind darüber hinaus 
Betriebe und Anlagen mit ähnlichem Emissionsgrad, wie sie im Bebauungsplan 
entsprechend der Abstandsliste unter der genannten Abstandsklasse aufgeführt sind. 
Die betreffenden Abstandslisten sind der Begründung als Anlage beigefügt. 

1.1.2 Gemäß § 31 Abs. 1 BauGB können im Gewerbegebiet (GE 1 bis GE 4) ausnahms-
weise Betriebe und Anlagen der jeweils nächst niedrigeren Abstandsklasse (des 
nächst höheren Abstandes der Abstandsliste) zugelassen werden, wenn der Nach-
weis vorliegt, dass die Betriebe und Anlagen in ihrem Abstandserfordernis den 
Betrieben und Anlagen entsprechen, die in dem jeweiligen Teil des Gewerbegebietes 
zulässig sind. 

1.1.3 In den gemäß § 1 Abs. 4 BauNVO gegliederten Teilen des Gewerbegebietes (GE 1 
bis GE 4) sind darüber hinaus Betriebe und Anlagen zulässig, deren Schallleistung 
folgende immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel (LW``) tags 
(zwischen 6.00 Uhr und 22.00 Uhr) und nachts (zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr) je 
Quadratmeter Grundstücksfläche nicht überschreitet: 

 GE 1  65,0 dB (A) tags / 49,0 dB (A) nachts 
 GE 2  63,0 dB (A) tags / 47,0 dB (A) nachts 

GE 3  70,0 dB (A) tags / 54,0 dB (A) nachts 
GE 4  69,0 dB (A) tags / 54,0 dB (A) nachts 

1.1.4 Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind im Gewerbegebiet (GE 1 bis GE 4) Einzelhandels-
betriebe nicht zulässig. Dies gilt nicht für Einzelhandelsbetriebe, die in einem unmit-
telbaren räumlichen oder betrieblichen Zusammenhang mit Handwerks- oder produ-
zierenden Gewerbebetrieben stehen. 

 Die zulässige Verkaufsfläche darf 200 qm nicht überschreiten. 

1.1.5 Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind im Gewerbegebiet (GE 1 bis GE 4) Tankstellen 
nicht zulässig. 

1.1.6 Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO sind im Gewerbegebiet (GE 1 bis GE 4) Anlagen für 
kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sowie Vergnügungsstätten 
ausgeschlossen. 

1.1.7 Gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO sind im Gewerbegebiet (GE 1 bis GE 4) Sex-Shops, 
Bordelle und Kfz-Waschanlagen nicht zulässig. 

1.2 Mischgebiet 

1.2.1 Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind im Mischgebiet (MI) Einzelhandelsbetriebe nicht 
zulässig. Dies gilt nicht für Einzelhandelsbetriebe, die in einem unmittelbaren räum-
lichen oder betrieblichen Zusammenhang mit Handwerks- oder produzierenden 
Gewerbebetrieben stehen.  
Die zulässige Verkaufsfläche darf 200 qm nicht überschreiten. 

1.2.2 Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind im Mischgebiet (MI) Tankstellen sowie Vergnü-
gungsstätten i.S.d. § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO nicht zulässig. 



  

1.2.3 Gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO sind im Mischgebiet (MI) Sex-Shops und Kfz-Wasch-
anlagen nicht zulässig. 

 
2. Maß der baulichen Nutzung 

2.1 Höhe der baulichen Anlagen 

2.1.1 Gemäß § 16 Abs. 6 BauNVO kann ausnahmsweise eine Überschreitung der zulässi-
gen Baukörperhöhen für technisch erforderliche, untergeordnete Bauteile (z.B. 
Schornsteine, Masten, technische Aufbauten für Aufzüge) zugelassen werden. Die 
technische Erforderlichkeit ist im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. 

 
3. Bauweise 

3.1 Gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO wird im gesamten Gewerbegebiet (GE 1 bis GE 4) eine 
abweichende Bauweise festgesetzt. Im Gewerbegebiet gilt die offene Bauweise mit 
der Maßgabe, dass auch Gebäude mit über 50,0 m Länge zulässig sind. 

 
4. Nicht überbaubare Grundstücksflächen 

4.1 Gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO sind genehmigungspflichtige Nebenanlagen i.S.d. § 14 
BauNVO und Werbeanlagen auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen nicht 
zulässig. 

 
5. Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 

Entwicklung von Natur und Landschaft 

5.1 Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaf t innerhalb des Plangebietes 

5.1.1 Auf den gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzten Flächen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft werden zum Ausgleich von 
Eingriffen in Natur und Landschaft im Gewerbegebiet, im Mischgebiet und der Plan-
straße folgende Kompensationsmaßnahme vorgesehen: 

Anpflanzung von Baum und Strauchgehölzen (M1) 
Auf den mit M1 gekennzeichneten 5,0 bis 10,0 m breiten Flächen ist in einer 
Größenordnung von insgesamt ca. 9.020 qm ein 4 bis 7-reihiger Anpflanzungs-
streifen aus standortheimischen Gehölzen (siehe nachfolgende Pflanzliste 1, Pflanz-
abstände 1,5 m x 1,0 m (Kernzone), 1,0 m x 1,0 m (Randzone)) anzupflanzen. 

Pflanzliste 1: 

Kernzone:     Randzone: 
Stieleiche  (Quercus rubor)   Hasel   (Corylus avellana) 
Hainbuche (Carpinus betulus)  Hundsrose (Rosa canina) 
Esche  (Fraxinus excelsior)  Schlehe (Prunus spinosa) 
Kirsche  (Prunus avium)   Schneeball (Vibumum opulus) 
       Strauchweide (Salix caprea) 
       Weißdorn (Crataegus monogyna) 
 
Entwicklung von strukturreichen Feldgehölzen (M2) 
Auf den mit M2 gekennzeichneten Flächen sind in einer Größenordnung von insge-
samt ca. 13.954 qm strukturreiche Feldgehölze (siehe nachfolgende Pflanzliste 2) zu 
entwickeln. 
Die Feldgehölze bestehen aus einem zwei bis drei Meter breitem Saum aus krauti-
gen, durch Sukzession entwickelten Pflanzen, gefolgt von einem Mantel aus Sträu-
chern und Bäumen 2. und 3. Ordnung (etwa 80 % der Gehölzfläche). Das Zentrum 
besteht aus Bäumen 1. und 2. Ordnung (etwa 20 % der Gehölzfläche). 

 



  

Pflanzliste 2: 

wie Pflanzliste 1 und zusätzlich: 
 

 
Randzone: 
Feldahorn (Acer campestre) 
Faulbaum (Frangula alnus) 
Eberesche (Sorbus aucuparia) 
Brombeere (Rubus fruticosus) 

 
Regenrückhaltemulde mit wechselfeuchten Gras- und H ochstaudenfluren (M3) 
Auf der mit M3 gekennzeichneten Fläche ist in einer Größenordnung von insgesamt 
ca. 7.361 qm eine naturnah gestaltete Regenrückhaltemulde anzulegen und mit 
Gras- und Hochstaudenfluren durch Sukzession zu begrünen. 

 Diese Ausgleichsmaßnahmen (M1 bis M3) umfassen die in der Satzung der Stadt 
Gladbeck zur Erhebung von Kostenerstattungsbeiträgen nach § 135 a-c des Bau-
gesetzbuches (BauGB) vom 01.06.1999 in der Anlage unter Ziff. 1.3 (M1 und M2) 
sowie unter Ziff. 4.2 (M3) definierten Einzelmaßnahmen. 

5.1.2 Auf der gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB festgesetzten Fläche zum Erhalt von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen wird ergänzend folgende Kom-
pensationsmaßnahme vorgesehen: 

 Entsiegelung des vorhandenen Feldweges  

 Diese Ausgleichsmaßnahme umfasst die in der Satzung der Stadt Gladbeck zur 
Erhebung von Kostenerstattungsbeiträgen nach § 135 a-c des Baugesetzbuches 
(BauGB) vom 01.06.1999 in der Anlage unter Ziff. 4.1 definierten Einzelmaßnahmen. 

5.1.3 Im Verlauf der neuen Planstraße ist beidseitig alle 30 m im Verbund ein bodenstän-
diger großkroniger Laubbaum zu pflanzen. Die geplanten Standorte sind als Hinweis 
in den Bebauungsplan eingetragen. Die genauen Standorte sind nach der Detail-
planung/Ausbauplanung auf die örtliche Situation (Grundstückszufahrten, Stellplätze 
im Straßenraum, usw.) abzustimmen. Die vorgesehenen Abstände sind daher 
geringfügig verschiebbar. 

Darüber hinaus sind im Bereich der Erschließungshöfe auf den geplanten Stellplatz-
anlagen insgesamt 6 bodenständige großkronige Laubbäume zu pflanzen. Die 
geplanten Standorte sind als Hinweis in den Bebauungsplan eingetragen. 

 Diese Ausgleichsmaßnahmen umfassen die in der Satzung der Stadt Gladbeck zur 
Erhebung von Kostenerstattungsbeiträgen nach § 135 a-c des Baugesetzbuches 
(BauGB) vom 01.06.1999 in der Anlage unter Ziff. 1.2 definierten Einzelmaßnahmen. 

5.2 Externer Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft gem. § 1a (3) BauGB 

5.2.1 Zum Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft im Gewerbegebiet, im Misch-
gebiet und der Planstraße wird gemäß § 1a (3) BauGB außerhalb des Plangebietes 
ein junger, standortgerechter Laubwald mit einer Gesamtgröße von 25.105 qm 
angelegt. Die Anpflanzung erfolgt auf einer Teilfläche des Flurstücks 49 (tlw.) der Flur 
131, Gemarkung Gladbeck in einer Größe von 5.600 qm; auf einer Teilfläche des 
Flurstücks 618 (tlw.) der Flur 34, Gemarkung Gladbeck in einer Größe von 7.820 qm; 
auf einer Teilfläche des Flurstücks 215 (tlw.) der Flur 110, Gemarkung Gladbeck in 
einer Größe von 1.000 qm und auf einer Teilfläche der Flurstücke 50, 194 und 204 
(tlw.) der Flur 120, Gemarkung Gelsenkirchen in einer Größe von 10.685 qm.  

Diese Ausgleichsmaßnahme umfasst die in der Satzung der Stadt Gladbeck zur 
Erhebung von Kostenerstattungsbeiträgen nach § 135 a-c des Baugesetzbuches 
(BauGB) vom 01.06.1999 in der Anlage unter Ziff. 1.4 definierten Einzelmaßnahmen. 



  

5.2.2 Darüber hinaus wird die innerhalb des Geltungsbereiches des rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes Nr. 110, Gebiet: Berliner Str., Uechtmann-, Forststraße beste-
hende Überkompensation (Fläche gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 als K3 festgesetzt) in 
Höhe von 82.262 Wertpunkten mit dem Ausgleichsbedarf des Bebauungsplanes Nr. 
120, Gebiet: Hegestraße, verrechnet. 

5.3 Zuordnung 

5.3.1 Die unter Punkt 5.1 und 5.2 definierten Ausgleichsmaßnahmen werden gemäß § 9 
Abs. 1a BauGB dem Gewerbegebiet zu 76,5 %, dem Mischgebiet zu 11,0 % sowie 
den öffentlichen Planstraßen zu 12,5 % zugeordnet. 
 

6. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umweltei nwirkungen 

6.1 In den als GE 1 und GE 3 gegliederten Teilen des Gewerbegebietes sowie im Misch-
gebiet dürfen in Wohngebäuden und Wohnungen Fenster von Räumen, die zum 
dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, nicht nach Osten (zur 
Lärmquelle BAB A 31) orientiert werden.  
Sollte dies unumgänglich sein, so müssen die Außenfronten ein bewertetes Bau-
schalldämmmaß von R`w,res = 40 dB (A) gem. DIN 4109 (1990) Tab. 8 aufweisen. 
Darüber hinaus sind in diesem Fall in allen Schlaf- und Kinderzimmern schalldäm-
mende bzw. fensterunabhängige Lüftungseinrichtungen vorzusehen. 

 
 

 
Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB  i.V.m. § 51a LWG NW 
 
1. Niederschlagswasserbeseitigung  

1.1 Das auf den öffentlichen Verkehrsflächen sowie auf den befestigten privaten Bau-
flächen des Gewerbegebietes anfallende Niederschlagswasser ist den gemäß § 9 
Abs. 1 Nr. 14 sowie Nr. 20 BauGB festgesetzten Flächen i.S.d. § 51 a LWG NW 
zuzuführen, dort zwischenzuspeichern (Retention) und über einen gedrosselten 
Ablauf ortsnah in die Boye einzuleiten. 

1.2 Im Gewerbegebiet (GE 1 bis GE 4) sind alle Gebäudekeller und die unter Flur liegen-
den technisch notwendigen Räume (Montagegruben, Maschinenkeller, usw.) gegen 
eindringendes Grund- und Stauwasser durch eine geeignete Baustoffwahl zu schüt-
zen bzw. abzudichten und insofern wasserdicht herzustellen. 

1.3 Im Gewerbegebiet (GE 1 bis GE 4) dürfen (Ring-)Dränagen zur Grund- oder Stau-
wasserableitung nicht an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden. 

 
 
 
Festsetzungen gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 Bau O NRW 
 
1. Einfriedungen 

1.1 Grundstückseinfriedungen sind in einem Abstand von 2,50 m von der Straßen-
begrenzungslinie anzuordnen.  

1.2 Die zulässige Höhe der Einfriedungen ist auf 1,80 m begrenzt. Als Material sind 
Mauern i.V.m. / oder Stahlmattenzäune vorzusehen. 

2. Vorgartenbegrünung 

2.1 Die Grundstücksfläche zur angrenzenden Verkehrsfläche (Vorgarten) ist zwischen 
Verkehrsfläche und Einfriedung mit Sträuchern (siehe nachfolgende Pflanzliste 3) zu 



  

begrünen. Die sich anschließenden nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind 
gärtnerisch zu gestalten und zu bepflanzen. Gebäudezugänge und Grundstücks-
zufahrten sind hiervon ausgenommen.  

Pflanzliste 3: 

Spindelstrauch  (Euonymus fortunei 'Emerald Gaiety') 
Lavendel  (Lavandula angustifolia) 
Fünffingerstrauch  (Potentilla 'Abotswood') 
Rose   (Rosa carolina) 
Spierstrauch  (Spirea x bumalda 'Anthony Waterer') 
Spierstrauch  (Spirea japonica 'Little Princess') 
Immergrün  (Vinca minor 'Gertrude Jekyll') 

2.2 Eine Nutzung der Vorgartenfläche als Arbeits-, Abstell- oder Lagerplatz, auch in 
Teilen, ist unzulässig. 

3. Werbeanlagen 

3.1 Werbeanlagen sind nur am Ort der Leistung innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksfläche zulässig. 

3.2 Werbeanlagen sind nur bis zu einer Höhe von 1,00 m zulässig. Die dürfen 10 % der 
jeweiligen Fassadenfläche und zwei Drittel der Breite der Fassade nicht überschrei-
ten. 

3.3 Nicht zulässig sind selbstleuchtende oder mit wechselndem bzw. bewegtem Licht 
versehene Werbeanlagen. 

 

 

Hinweise: 
 
1. Denkmalschutz 
1.1 Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. 

Mauerwerk, Einzelfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natür-
lichen Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenk-
mälern ist der Stadt Gladbeck und dem Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Westf. 
Museum für Archäologie/Amt für Bodendenkmalpflege, Münster (Tel.: 0251/2105-22) 
unverzüglich anzuzeigen (§§ 15 und 16 DSchG NRW). 

 
2. Bergbauliche Anpassungs- und Sicherungsmaßnahmen : 
2.1 Das Plangebiet unterliegt bergbaulichen Einwirkungen. Die Bauherren sind gehalten, 

im Zuge der Planung zwecks evtl. notwendig werdender Anpassungs- und Siche-
rungsmaßnahmen (§§ 110 ff BBergG) mit der Deutschen Steinkohle AG, Postfach, 
44620 Herne, Kontakt aufzunehmen. 

 
3. Anlagen der Aussenwerbung 

3.1 Gemäß § 9 FStrG bedarf die Errichtung und Änderung der Anlagen der Außen-
werbung entlang der BAB 31 innerhalb einer Entfernung von 100m, gemessen vom 
äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, der Zustimmung der Straßenbauver-
waltung. 

 
 


